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Nr. 200. 


Bandtags⸗ Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
61. Sitzung vom 1. Mai. 


Präſtdent v. Köller eröffnet die Sißung 
ch 9½ Uhr. 
Am Miniſtertiſche: v. Puttkamer und mehrere 
Kommiſſarien. 

Auf der Tagesordnung ſteht die zweite Be⸗ 
athung des Geſetzentwurfs über die Zuſtändigkeit 
der Verwaltung und Verwaltungs⸗-Gerichts behörden. 
Die 88 1— 6 werden ohne Diskuſſion nach 
den Kommiſſions⸗Vorſchlägen angenommen. 

Die ss 7, 9 und 25, deren Diskuſſion mit 
einander verbunden wird, regeln das Aufſichterecht 
des Staats. Nach § 7 ſoll dieſe Aufſicht über die 
Verwaltung der Amtsverbände in erſter Inſtanz der 
Landrath und in höhtrer und letzter Inſtanz der 
Regilerungspräſident ausüben; nach 8 9 über die 
Verwaltung der Gemeinde-Angelegenbeiten der Re⸗ 
gierungspräſtdent, reſp. Oberpräſtdent, für die Stadt 
Berlin der Oberpräfivent reſp. der Miniſter des 
Innern; nach § 25 über die Verwaltung der Land⸗ 
gemeinden, der Aemter in der Provinz ꝛc. der Land⸗ 
rath, reſp. Regierungeprach st. 
N Abg. Dir ch ol beantragt dagegen, die 
Auſſicht in erſter T anz dem Bezirksaus ſchuß, reſp. 
Krelsausſchrß, öberer und letzter Inſtanz dem 
Provinzialralhe, reſp. Bezuksausſchuß zu übertragen, 
für Berlin es dagegen bei dem Vorſchlage der Kom⸗ 
miſſton zu belaſſen. 
IJgn der ſich hierüber erhebenden Diskuſſion er⸗ 
klärt zunächſt der Referent v. Heydebrand 
und der Laſa, daß die Kommiſſion überall 
dem ite ausgegangen ſei, die Mitwir- 
kung der Kollegien bei der Aufſicht in allen wichti⸗ 
gen Angelegenheiten geſetzlich aufrecht zu erhalten 
und nur in weniger wichtigen Angelegenheiten Ein⸗ 
zelbeamten mit der Auſſicht zu betrauen. Die Kom⸗ 
miſſion habe ihre oben mitgetheilten Vorſchläge auch 
nur unbtſchadet der in den Geſetzen geordneten Mit- 
wirlung der Kreis- und Bezirks ausſchüſſe und des 
Provinzialraths gemacht. 
* Abg. Dirichlet führt dagegen aus, daß 
das Aufſichtsrecht überall von Kollegien geübt wer⸗ 
den müſſe, denn es jei kein Grund vorhanden, dem 
Kreisausſchuſſe und dem Bezirksrathe die laufende 
Auſſicht zu entziehen, die ſich ſeit 1872 durchaus 
als praktiſch bewährt habe. Zum Schutze der Un- 
abhängigkeit und Sclbſtſtändigkeit jet nur eine mit 
allen Garantien der Unparteilichkeit ausgeſtatttte Be⸗ 
örbe geeignet. 

Abg. v. Hülſen befürwortet die Annahme 

er Kommiſſionsvorſcläge. 
N Nach einigen Bemtrkungen des Abg. v. Bis- 
marck (Flatow) erklärt der Miniſter v. Putt 
kamer, daß Niemand lebhafter eine Weiterent⸗ 
wickelung der Selbſtverwaltung wünſche, als die Re⸗ 
gierung, namentlich des Laienelements, daß man 
aber dieſe Inſtitution nicht fördere, wenn man ſte 
mit Geſchäften überbürde, für welche fie nicht ge- 
eignet iſt. Die Laien ſeien nicht dazu geeignet, 
anders als intermittirend an der Verwaltung Theil 
zu nehmen, nicht aber eine dauernde Auſſicht zu 


u 
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ren. 

4 Abg. Hahn empfühlt die Kommiſſionsvor⸗ 
ſchläge, ebenſo Abg. Janſſen (Zentrum), wäh⸗ 
send Abg. De. Brüel ſich dagegen erflänt. 

Abg. Dr. Meyer (Breslau) erklärt, es 
handle ſich hier darum, ob wir wirklich Selbſtver⸗ 
waltung oder nur Präfektur mit eingeſchobenen 
Selbſtverwaltungskörpern haben ſollen und daß von 
dem Wenigen, was wir jetzt befigen, der größte 
Theil uns jetzt noch genommen werden ſolle. Von 
einem Entgegenkommen dee Regierung ſehe wohl 
nur der Referent etwas, der, wie er aus dem Par- 
laments-Almanach erſehe, ein Sonntagskind ſei und 
daher mehr zu ſchauen vermöge, als andere ge- 
wöhnliche Menſchenkinder. (Heiterkeit) Er (Redner) 
ſei der Meinung, wir behalten, was wir beſitzen. 

Abg. Bachem erklärt ſich mit Rückſicht auf 

die in der Rheinprovinz noch beſtehenden anomalen 
Zuſtände gegen die Kommiſſionsvorſchläge. 


den Behauptungen des Vorredners bezüglich des 
Verhältniſſes der rheiniſchen Landräthe zur Einwoh- 
nerſchaft, und nachdem Abg. Dirichlet nochmals 
kurz ſeine Anträge gerechtfertigt, wird die Diskuſſton 
geſchloſſen. i 
3 Bei der Abſtimmung werden die Anträge 
Dirichlet abgelehnt (Fortſchritt, Sezeſſion, National- 


Der Minister v. Puttlamer widerſpricht unter den Gegenſtänden eines Einfuhrverbotes er 


ne der „Weſ.-Ztg.“ Folgendes mit: 


liberale, einige Mitglieder des Zentrums, Dr Windt⸗ durch 60 Vollmachten von deutſchen Arbeitern be- geſteut, daß letzteres die Konzeſſionen Deutſchland⸗ 
horſt, Bachem ꝛc. dafür), die 88 7, 9 und 25 glaubigt waren, während vier kraft ihrer belannten in Betreff der Zöue für landwirthſchaftliche Erzeug⸗ 


unverändert in der Kommiſſionsfaſſung ange- Parteiſtellung zugelaſſen wurden. Die deutſchen 
nommen. Sozialiſten im Auslande hatten je einen Vertreter 

Die §8 8— 14 werden ohne Diskuſſion an⸗ aus London, aus Paris, aus Zürich und aus 
genommen, und wird darauf auf Antrag der Abgg. New-York geſandt; der letztere hatte ſich in dem 
Dirichlet und Windthorſt die Sitzung vertagt. Glauben, der Kongreß werde in der Schweiz flatt- 

Nächſte Sitzung: Mittwoch 9 Uhr. finden, nach Mentone begeben und konnte nicht 

Auf die Tagesordnung ſetzt der Präſident mehr rechtzeitig in Kopenhagen eintreffen. Er ſandte 
Petitionsberichte (Simultanſchulen). ein Memorandum über die amerikaniſchen Partei- 

Abg. v. Bennigſen beantragt, die Fort- verhältniſſe ein. Die deutſchen Vertreter vertheilten 
ſetzung der heutigen Berathung auf die morgende ſich mit großer Gleichmäßigkeit über alle Bezirle des 
Tagesordnung zu ſetzen; Abg. Windthorſt Reichs, in denen die Sozialdemokratie Anhänger 
widerſpricht dieſem Antrage und mit ihm das Zen- zählt; die entfernteſten Gegenden Süddeutſchlands, 
trum, weshalb es bei dem Schwerinstage verblei- die ärmſten Bezirke Sachſens und Sch'eſiens hatten 
ben muß. fibre Delegirten geſandt; man ſtellte mit großer 

Abg. Köhler (Göttingen) widerſpricht nun. Genugthuung feſt, daß es auf den, vor Erlaß des 
mehr der Berathung der Krefelder Petitionen, weil Soztaliſtengeſetzes ſtattgehabten Parttikongreſſen nie- 
dieſe noch nicht an der Reihe, ſeien, vielmehr noch ats gelungen ſei, alle namhaften Parteilager jo 
andere Petitionsberichte vorhergingen. vollzählig vertreten zu ſehen. Ein Bericht über die 

Abg. Klotz iſt der Anſicht, daß der Schwe⸗ | Lage der Partei bezeichnete die dritthalbjährige Pe⸗ 
rinstag durch Beſchluß des Hauſes beſeitigt Wade Wade ſeit dem Wpdener Kongreß als durchaus gün- 
könne. ſiig für die Sammlung und das Wachsthum der 
Präsident v. Köller if indeſſen anderer Partei; namentlich ſeitdem dieſelbe in den Reichs⸗ 
Anſicht, und Abg. Windthorſt beantragt, den tagswahlen von 1881 gleichſam im Feuer ererzirt 
Schwerinstag für dieſe Woche auf Freitag zu ver- ſei, habe das Sozialiſtengeſetz viel von ſeinen 
legen. Schrecken verloren; durch beſonderen Eifer und eine 

Das Haus ſtimmt dieſem Antrage zu. Es unübertreffliche Opferwilligkeit zeichneten ſich, wie 
wird alſo in der morgen 9 Uhr ftattfindenden die Abonnentenliſten des „Sozialdemokraten“ und 
Sitzung die Berathung des Zuſtändigkeitsgeſetzes die Rechnungen über die Geldſammlungen be⸗ 


fortgeſetzt. wieſen, die Parteigenoſſen in denjenigen Be⸗ 
Schluß 121), Uhr. zirken aus, in denen der Heine Belagerungs⸗ 

— zuſtand herrſche. Immerhin habe die Partei 

Deutſchland. 1 bei den Wahlen namhafte Einbußen an Stimmen 

Berlin, 1. M ar Die Ausſchüſſe 1 55 Bun- gehabt, welche wieder eingebracht werden müßten. 


Die Geſammteinnahmen der Sammelſtellen inner ⸗ 
halb Deutſchlands belaufen ſich für die Zeit ſeit 
dem Wydener Kongreſſe, vom Auguſt 1880 bis 
März 1883, auf 95,000 Mk., von denen 92,000 
Mk. wieder ausgegeben ſind. Dazu kommen die 
13,000 Mk., welche Fritzſche und Viereck in Amerika 
geſammelt haben, ſo wie etwas über 20,000 Francs. 
welche für verſchiedene Parteizweckenach Zürich eingeſandt 
wurden. Neben dieſer rechnungsmäßigen Aufitellung 
wurde auf dem Kongreſſe ungefähr veranſchlagt, 
daß in dem erwähnten Zeitraum von den Partei- 
genoſſen namentlich in den Belagerunge bezirlen noch 
etwa 150,000 Mark für lokale Unterſtützungs⸗, 
Wahl- ec. Zwecke aufgebracht jeien. Ueber die Ver⸗ 
wendung der geſammelten Gelder entſpann ſich eine 
lange und, wie es ſcheint, lebhafte Debatte; man 
beſchwerte ſich von mehreren Seiten, daß vielfach 
unwürdige Subjekte unterſtützt worden ſeien und 
auswanderungsluſtige Genoſſen allzu bereite Förde ⸗ 
rung erfahren hätten und man beantragte demge⸗ 
mäß, daß den Vertrauensleuten der Partei regel- 
mäßig detaillirte Rechnung gelegt werden ſolle. Von 
anderer Seite wurde dieſer Antrag für unaus führ ⸗ 
bar erklärt. Schließlich einigten ſich beide Theile 
in dem Beſchluß, daß der „Sozialdemokrat“ viertel⸗ 
jährlich neben der Quittung über die eingegangenen 
Gelder die Geſammtſumme der Ausgaben angeben 
und daß eine Kontrolkommiſſion von drei Genoſſen 
halbjährlich die Rechnungen prüfen und kurzen Be⸗ 
richt in dem Parteiorgane erſtatten ſolle, daß aber 
ſpezialiſtirte Rechnungen nur den Kongreſſen vorzu⸗ 
legen ſeien. Eine andere Beſchwerde aus der Ver⸗ 
ſammlung bezog ſich darauf, daß einige farbloſe 
Lokalblätter von den Genoſſen unterſtützt wurden 
und es wurde daran der Antrag geknüpft, dies zu 
verbieten. Dleſer Antrag wurde zwar abgelehnt, 
— es handelte ſich dabei anſcheinend um einige 
Blätter, welche von ehemaligen Redaktenren der ſo⸗ 


desraths für Zoll⸗ und Steuerweſen und für Rech⸗ 
nungsweſen haben beantragt, daß die Vergütungs⸗ 
ſätze, welche den Bundesſtaaten für die Erhebung 
und Verwaltung der Tabaksſteuer durch Bundes⸗ 
rathsbeſchluß betreffs des im Etate jahre 1880 —81 
erzeugten Tabaks bewilligt worden find, denſelben 
auch betreffs des in den Etatsjahren 1881 —82 
und 1882 —83 gebauten Tabaks zu gewähren 
ſeien; zugleich aber den Reichskanzler zu erſuchen, 
über die Höhe der wirklichen Koſten ſowoyl hinſicht⸗ 
lich der Anbaukontrolle und der Steuerfeſiſtellung, 
als auch hinſichtlich der Erhebung der Tabalsſteuer 
ür das Etatsjahr 1882 — 83 Ermittelungen an⸗ 
ſtellen zu laſſen und auf Grund derſelben dem 
Bundesrath Vorſchläge über die den Bundesſtagten 
fernerhin zu gewährenden Vergütungsſätze zu 
machen. 

Ferner iſt dem Bundesralb ſeitens des Reichs⸗ 
kanzlers der Antrag zugegangen, daß die betheilig⸗ 
ten Bundesregterungen ermächtigt werden, die Ab- 
gabe für das bei den Ueberſchwemmungen im No- 
vember und Dezember v. J. zu Grunde gegangene 
oder zum menſchlichen Genuß unbrauchbar gewor- 
dene Salz, letzteren Falles event. nach vorgängiger 
Denatulrung, auf gemeinſchaftliche Rechnung zu er⸗ 
laſſen, bez. zu erſtatten. 


— Wie der „Weſ.-Zig.“ geſchrieben wird, 
iſt nunmehr das Entlaſſungsgeſuch des Kontreadmi⸗ 
rals Berger zur Thatſache geworden, und ebenſo ſei 
ts nicht zu bezweifeln, daß das Geſuch angenommen 
wird. Kontreadmiral Berger habe bereits den drei⸗ 
monatlichen Urlaub erhalten, der der Entlaſſung 
voranzugehen pflegt. 


— Ofſiziös wird gejchrieben : j 

„Die griechiſche Regierung hat zufolge eines 
Gutachtens des Medizinalraths in Athen die Ein- 
fuhr amerikaniſcher Schinken, Würſte, Schmalz und 0 
anderer Produkte aus amerikaniſchem Schweinefleiſch ztaldemokratiſchen Preſſe heransgegeben werden — 
verboten wegen der darin enthaltenen Trichinen. dagegen erklärte es der Kongreß für durchaus un- 
Die Einfuhr ähnlicher Produkte aus anderen Län- ſtatthaft und verwerflich, wenn irgend ein Genoſſe 
dern iſt nur geſtattet, wenn dieſelben von einem an irgend einem Orte über einem ſolchen Lokalblatt 
Zertifikat der Sanitätsbehörden des betreffenden die Züricher Parteizeitung vernachläſſige oder gar zu 
Landes begleitet find, welchts ſeitens des griechiſchen Gunten des erſteren gegen die letztere agitire. 
Konſuls daſelbſt viſirt worden if und bezeugt, daß Es braucht kaum erſt ausdrücklich bemerkt zu 
in dem Urſprungslande des Produktes die genannte werden, daß die „Protokolle“, aus denen dieſe Mit- 
Krankheit nicht vorhanden iſt.“ ſtheilungen entnommen worden, für die Oeffentlichkeit 

Es iſt bemerkenswerth, daß hier auch Schmalz berechnet find. 
— Der Kaiſer iſt, begleitet von ſeiner Toch⸗ 
ſcheint. Trichinen im Schmalz ſind unſeres Wiſſens ter, der Großherzogin von Baden, heute kurz nach 
eine neue Entdeckung. neun Uhr wohlbehalten von Wiesbaden hierher zu⸗ 
rückgekehrt. 


- | 

— Aus der Veröffentlichung der eee 

des Kopenhagener Sozialiſtenkongriſſes in auswär⸗ — Ueber die deutſch-italieniſchen Handels ver⸗ 
tigen ſozialdemokratiſchen Blättern theilt ein Kor- trags- Verhandlungen wird der „Polit. Korr.“ aus 
Rom berichtet: 


Anweſend waren 60 Delegirte, von denen 56 Deutſchland hatte an Italien die Forderung 


geſtellt worden: 


ni ſſe mit Zugeſtändniſſen rückſichtlich der italtenifchen 
Einfuhrzölle für Baumwollwaaren beantworte. Ita⸗ 
llen aber, das feine Baumwoll- Induſtrie auf dem 
Wege raſcher Entwicklung ſieht und jedes Zugeſtänd⸗ 
niß in dieſer Richtung Frankreich, Belgien und der 
Schweiz gegenüber verweigert hatte, ſab ſich außer 
Stande, Deutſchland die begehrte Konzeſſion zu ge⸗ 
währen, da fie im italieniſchen Parlament und bei 
der italieniſchen Induſtrie auf unbeſiegbaren Wider⸗ 
ſtand ſtoßen würde, indem nach der Meiſtbegünſti⸗ 
guygsklauſel auch Frankreich, die Schweiz und Ita⸗ 
lien in den Genuß einer etwaigen Begünſtigung 
Deutſchland gegenüber treten würden. Wahrſchein⸗ 
lich wird die Frage dahin gelöſt werden, daß Ita ⸗ 
lien als Kompenjation der deutſchen Konzeſſionen 


betreffs der landwirthſchaftlichen Produkte eine Her⸗ 
abſetzung der Zölle auf Präziſions -Inſtrumente zu 
gewähren haben wird. 


Die Mittheilung, daß die deutſche Regierung 


Konzeſſionen betreffs der landwirthſchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſe angeboten habe, bedarf mit Rückſicht auf 
die herrſchende Wirthſchaftspolitik der Präziſtrung. 


Ausland. 
Paris, 29. April. Challemel-Lacour freut 


ſich, auf die Frage zu antworten, welche Herzog v. 
Broglie nächſten Dienſtag in Betreff des deutſch⸗ 
öͤſterreich iſch⸗ztalieniſchen 
Gefälligkeit haben wird. 
Frankreich mit Deutſchland zu verſöhnen, findet in 
den Regierungzskreiſen keinen Anklang. f N 
organ Waldeck-Rouſſeaus läßt ſich über den geſtrigen 
„Figaro“⸗Artikel folgendermaßen aus: „Man will die 

Verſöhnung zwiſchen Frankreich und Deutſchland; 

die Verföbnung zwiſchen den Siegern von 1871 
und den Beſiegten! Zwölf Jahre find verfloſſen; 

die Erinnerung lebt in unſern Herzen, die ewige 

Trauer verdüſtert unſer Leben; aber wir richten 

unſere Augen auf die Zukunft; wir laſſen unjere 

Kinder die Lehren der ewigen Grrechtigkeit lernen. 

Eine Sache mildert unſert Bitterkeit: wir haben 

uuſere Eyre bewahrt. Beſiegt, aber ſtolz; gedul⸗ 

dig, aber furchtbar! Man wußte dieſes im Aus⸗ 

land; man achtete Frankreich; die Größe ſeines 

Patriotismus löſchte für Europa den Glanz der 

Siege Deutschlands aus. Dieſes war ſchön. 
nun kommt ein Mann, der ehemals der Höfling 
des Dummkopfs Napoleon III. war, der mit ihm 
„A Berlin!“ rief, der wie fein ehemaliger Sou⸗ 
virän ein Abenteurer iſt, und jagt, daß ihm der 
Friede mit Deutſchland nicht mehr genüge und er 
die Verſöhnung mit Deutschland verlange. 
wagt jo zu ſprechen? Wer beſchimpſt auf ſolche 
Weiſe die Beſiegten? Ein Herr Magnard, ein be⸗ 
liebiger Belgier, der letzte der Zeitungsſchreiber, der 
feive Feder wohlfell verkauft! Es gehört mehr dazu, 
um die Würde Frankreichs zu verletzen“. ) 
Organ eines der Großen des heutigen franzoͤſiſchen 
Kabinets. 
daß die politiſchen Führer Frankreichs nach wie vor 
nur die Rachegedanken ſchüren — 
amtliche Frankreich, denn die große Maſſe iſt ſtumpf 
und daher friedlich geſinnt und hält zur Republik, 
weil fie glaubt, daß dieſe den Frieden erhalten und“ 
zu rechter Zeit Genugthuung nehmen werde. l 


H „niſſes zu ſtellen die 
Der Plan des „Figaro“, 


Das Leib⸗ 


Und 


Wir 


So das 
Deſſen Sprache thut zur Genüge dar, 


ich ſage das 


Petersburg, 29. April. Das Programm 


für die Kaiſerkrönung in Moskau iſt, wie man der 


„P. C.“ aus Petersburg mittheilt, wie folgt feſt⸗ 

Der feierliche Einzug des Kaiſerpaares in: 
Moskau findet am 22. Mai, die Fahnenweihe am 
23. Mai ſtatt. Die jeder Krönungefeier voraus- 
gehenden Faſten werden am 24., 25. und 26. 
Mai abgehalten. An demſelben Tage erfolgt die 
Uebertragung der Reichs inſignien und am 27. Mai 
die Krönung. An den folgenden Tagen wird der 
Kaiſer die Glückwünſche, und zwar am 28. Mai 
jene der Fürſtlich keiten, des diplomatiſchen Korps, 
und der hohen Reichswürdenttäger, am 29. Mai 
jene der Generalität und am 30. Mai Diejenigen: 
anderer Kategorien entgegennehmen. Am Abend 
des 30. Mai wird zu Ehren des Hofes eine Gala- 
vorſtellung ſtattfinden, am 31. Mat erfolgt der 
Rücktransport der Reichsinſignien. Am 31. Mal 
und 1. Juni werden Galadiners gegeben, am 2. 
Juni wird ein Volksfeſt veranſtaltet. Am 3. Juni 
erfolgt aus Anlaß des Jahrestages des Todes der 
Kaiſerin Marie Alexandrowna der Beſuch des St. 
Sergius⸗Kloſters, am 4. Juni findet ein Diner 
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9. Juni wird die Rückrelſe nach 


hervorrufen. 


St. 
angetreten, woſelbſt die Deputirten der Stadt den 
Majeſtäten Brod und Salz entgegenbringen werden. 
Es iſt natürlich nicht unmöglich, daß die angeführ⸗ 
ten Feſtlichkeiten in Folge von Witterungsverhält⸗ 
niſſen oder aus anderen Gründen einen Aufſchub 
erfahren; ihre Reihenfolge wird jedoch keinerlei Ab⸗ 
änderung erleiden. 


Provinzielles. 

Stettin, 2. Mat. Obwohl die Stadtverord⸗ 
neten⸗Verſammlung beſchloſſen hat, daß vom . 
Mai ab ihre Sitzungen vom Dienſtag auf Don- 
nrſtag verlegt werden ſollen, war für geſtern doch 
noch eine Sitzung anberaumt. Der Vorſttzende, 
Herr Dr. Scharlau entſchuldigte dies damit, 
daß einige Gegenſtände der Tages ordnung dringen⸗ 
der Natur ſind und nicht auf 8 Tage verſchoben 
werden können. Eine Sitzung für den Donnerſtag 
in dieſer Woche konnte wegen des Himmelfahrts⸗ 
tages nicht anberaumt werden und ſo mußte, ent⸗ 
gegen dem Beſchluß der Verſammlung, die Sitzung 
noch einmal für Dienſtag angeſetzt werden. — Von 
Seiten des neu begründeten Vereins für Erdkunde 
it en Schreiben eingegangen, worin derſelbe eine 
koſtentteie Ueberlaſſung der Aula des Real⸗Gymna⸗ 
ſiume su den Vortragsabenden und Gewährung eines 
Leſezimmers im Rathhauſe erſucht und als Gegen⸗ 


„leitung der Stadt ſeine ſämmtlichen Schriftſtücke zur 
Begründung einer wiſſenſchaftlichen Bibliothek über⸗ 


laſſen will. Der Magiſtrat bittet, das Geſuch zu 


genehmigen, während die Finanz⸗Kommiſſion bean⸗ 


tragt, wie bisher dem Verein nur die Aula des 
Real⸗Gymnaſtums zu überlaſſen, dagegen die Ge- 
währung eines Leſezimmers im Rathhauſe abzuleh⸗ 
nen, weil Räume des Rathhauſes prinzipiell nicht 
an Privatperſonen vergeben werden ſollen, denn 
wenn darin eine Ausnahme gemacht würde, ſo wür⸗ 
den ſicher bald auch andere Vereine mit gleichen 
Geſuchen an die Stadt herantreten. 

Herr Schulrath Dr. Kroſta bittet, den An⸗ 
trag der Finanz-Kommiſſton abzulehnen. In Stet⸗ 
tin mache ſich als Handelsſtadt ein Mangel an wiſ⸗ 
ſenſchaftlichen Inſtituten und auch an wiſſenſchaft⸗ 
ſchaftlichem Material bemerkbar und es ſei daher 
mit Freuden zu begrüßen, wenn faſt ohne Koſten 
eine wiſſenſchaftliche Bibliothek hergeſtellt werden 
könne. Als einzige Gegenleiſtung der Stadt werde 
nur für tin ge Tage in der Woche während zwei 
Stunden ein Zimmer verlangt und im Intereſſe des 
Strebens in unſerer Stadt ſei es wünſchenswerth, 
daß dies Geſuch bewilligt werde. Sicher mache die 
Stadt ein Geſchäft, da von dem Verein jährlich 
für circa 300 Mk. Schriften angeſchafft würden. 

Nach einer kurzen Debatte zwiſchen dem Refe⸗ 
renten, Herrn Tietz, der den Antrag der Finanz⸗ 
Kommiſſion vertheidigt, und Herrn Schulrath Dr. 
Kroſta wird der Ng der Finanz⸗Kommiſſton 
angenommen. N 

Wie alljährlich werden aus den Ueberſchüſſen 
der Sparkaſſe folgende Subventlonen bewilligt: 
1500 Mk. für die Kinderheil- und Diakonifjenan- 
ſtalt, 2000 Mk. für die Kinderbewahranſtalten und 
1200 Me für die Handels- und Gewerbeſchule für 
Frauen und Töchter, dagegen beantragt die Finanz⸗ 
Kommiſſion, die vom Magtſtrat beantragte Sub⸗ 
vention in Höhe von 600 Mk. für die barmherzi⸗ 
gen Schweſtern abzulehnen. Obwohl man in der 
Finanz⸗Kommiſſion von dem ſegens reichen Wirken 
der Schweſtern überzeugt iſt, ſo hält ſie die Fort⸗ 
zahlung der Subvention nicht für geboten, da nach 
dem eigenen Bericht der Oberin das Inſtitut der 
barmherzigen Schweſtern mit den eigenen Mitteln 
beſtehen kann. Auch ſel demſelben eine größere Erb⸗ 
ſchaft in nächſter Zeit zugeſagt, durch welche ſich die 
Einkünfte noch mehr vergrößern. 

Herr Dr. Kroſta bittet im Intereſſe der 
Bevölkerung den Antrag der Finanz⸗Kommiſſion ab- 
zulehnen. Wenn anerkannt wird, daß die barmher⸗ 
zigen Schweſtern ſegensreich und ſelbſtlos wirken, ſo 
ſei auch keine Veranlaſſung vorhanden, denſelben die 
ſonſt ſtets bewilligte Subvention zu entziehen. Wenn 
dieſelben durch anderweitige Zuwendungen außer ⸗ 
ordentliche Einnahmen hätten, ſo ſei dies erfreulich, 
weil dadurch mehr barmherzige Schweſtern ausge ⸗ 
bildet werden lönnen. — Auch Herr Dr. Meyer 
und Herr Graßmann empfehlen dringend, die 
Subvention auch fernerhin zu bewilligen, damit den 
barmherzigen Schweſtern ihre ſegensreiche Wirkſam⸗ 
keit nicht verleidtt werde. Der Referent, Herr Juſtlz 
rath Maſch e, ſucht durch ein „nüchternes Rechen ⸗ 
exempel“ nachzuweiſen, daß die barmherzigen Schwe⸗ 
ſtern die Subvention nicht mehr nöthig haben, Herr 
Juſtizrath Bohm widerlegt dies „nüchterne Exem⸗ 
pel“ und weiſt nach, daß bei der größeren Vermeh⸗ 
rung der Schweſtern dieſelben der Subvention auch 
dringend nöthig bedürfen. Herr Maſche ſetzt trotz⸗ 
dem ſeine „nüchterne Rechnung“ fort, indem er 
auszurechnen ſucht, was die Schweſtern verdienen 
könnten, wenn ſie von den Wohlhabenden Bezahlung 
nehmen würden. 

Schließlich wird die Bewilligung der Subven⸗ 
tion genehmigt 

Herr Wächter referirt über den Vorſchlag 
des Büreaus wegen Errichtung von Sommerferien 
für die Stadtverordneien-Verſammlung in den Mo- 
naten Juli und Auguſt und ſollen in dieſen Mo- 
naten nur die dringendſten Angelegenheiten in außer ⸗ 
gewöhnlicher Sitzung erledigt werden. Zur Begrün⸗ 
dung wird angeführt, daß in den genannten Mona- 
ten die Verſammlungen ſtets nur ſchwach beſucht 
werden und daß auch in anderen Städten, z. B. 
Berlin, ſolche Ferien beftchen und keine Uebelſtände 


Herr Dr. Wolff iſt überzeugt, daß ſich wirk⸗ 


N & liche Ferien trotz der Annahme des Vorſchlages doch 


etersburg N 


chr Mu den Deonazen Jült und Aüguüſt ſchwach 
beſucht, 
bis Ende September macht ſich ſtets ein ſchwächerer 
Beſuch der Verſammlungen bemerkbar. Herr Dö⸗ 
ring iſt für den Vorſchlag des Büreaus, er hält 
die Zeit von 2 Monaten jedoch für zu lang und 
glaubt, daß dieſelbe noch verkürzt werden könne, 
während ſich Herr Domke den Bedenken des Hrn. 
Dr. Wolff anſchließt. 

Herr Graßmann fragt an, ob der Ma- 
giſtrat mit dem Vorſchlage einverſtanden ſei und 
ob keine Stockungen in der ſtädtiſchen Verwaltung 
bei Annahme deſſelben eintreten würden. 

Herr Dr. Scharlau antwortet, daß der 
Magiſtrat erſucht werden ſoll, ſich darüber zu er⸗ 
klären. 

Der Referent macht in ſeinem Schlußwort 
darauf aufmerkſam, daß in Berlin es ſelten vor⸗ 
komme, daß in der Ferienzeit außerordentliche Sitzun⸗ 
gen anberaumt werden. 

Bei der Abſtimmung wird der Vorſchlag des 
Bureaus angenommen und der Magiſtrat erſucht, 
ſich mit den Veränderungen einverftanden zu er⸗ 
klären. 

Bei dem von dem Kuratorium der Schwenn⸗ 
ſtiftung eingereichten Statuten-Entwurf für dieſe 
Stiftung hat der Magiſtrat den Paragraph monirt, 
durch welchen dem Magifirat die Oberaufſicht über 
die Stiftung ausſchließlich übertragen wird. Der 
Magiſtrat iſt der Anſicht, daß nicht eine ſelbſtſtan⸗ 
dige Stiftung gemacht iſt, ſondern der Stadt eine 
Summe vermacht iſt und dieſe wie das übrige Ver⸗ 
mögen der Stadt verwaltet werden müſſe. Auch 
könne die Bemerkung, daß dem Magiſtrat aus- 
ſchließlich die Oberaufſicht übertragen iſt, den 
Verdacht erregen, daß die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung keige Stimme bei der Verwaltung der 
Stiftung habe. Um dieſe Bedenken zu beſeitigen, 
beantragt der Maglſtrat, den Paragraphen zu ſtrei⸗ 
chen und die Verſammſung erklärt ſich damit ein⸗ 
verſtanden. 


Seit 1869 bezieht die Berlin-Stettiner Eiſen⸗ 
bahn ihr Gas aus der ſtädtiſchen Gasanſtalt zu er⸗ 
mäßigtem Preife und zwar bezahlt fie ſtatt 17 ½ 
Pfg. nur 153), Pfg. pr. Kbmir. Im Januar 
d. J. iſt das Betriebsamt bei dem Magiſtrat ein- 
gekommen, den Preis für das von der Bahn ent- 
nehmende Gas nech zu ermäßigen. Motivirt wird 
dieſes Geſuch dadurch, daß der Gaskonſum bedeu- 
tend zugenommen hat, da die Bahn jährlich circa 
3000 Kbmtr. verbraucht. Würde die Stadt nicht 
auf das Geſuch eingehen, jo würde ſich die Direk- 
tion der Bahn genöthigt ſehen, eine eigene Gas- 
anſtalt anzulegen. Die Gasanſtalts-Kommiſſion hat 
ſich mit dem Geſuch einverſtanden erklärt und der 
Magiſtrat ſchlägt vor, den Gaspreis auf 14 Pfg. 
pro Kömtr. herabzuſetzen. Auch die Finanz⸗Kom⸗ 
miſſtion bittet, diefe Vorlage anzunehmen. Die Ver⸗ 
ſammlung beſchließt demgemäß. 


Nachdem die Verhandlungen zwiſchen dem Stet⸗ 
tiner und dem Grabower Magiftrat wegen Durch⸗ 
legung des Entwäſſerungskanals durch die Blumen⸗ 
ſtraße zu keinem Reſultat geführt haben, muß das 
frühere Projekt aufgegeben werden. Die von der 
Stadt Grabow geflellten, wie der Referent, Herr 
Decker, unter Heiterkeit der Verſammlung an⸗ 
führt, „Grabow'ſchen“ Bedingungen verlangen u. A. 
die Pflaſterung und Verbreiterung der Blumenſtraße, 
die koſtenfreie Aufnahme von ſämmtlichem Waſſer 
aus den angrenzenden Straßen Grabow's, welche 
jetzt bereits beſtehen oder ſpäter noch eingerichtet 
werden und ſchließ ich die Erlaubnſß zum Anſchluß 
an die Gas- und Waſſerleitung Stettins für die 
Adjazenten der Lindenſtraße in Grabow. Ein Ein- 
gehen auf dieſe Bedingungen war natürlich unmög⸗ 
lich, da die Koften für Pflaſterung und Verbreite 
rung der Blumcenſtraße allein auf 33,600 Mark 
veranſchlagt find. Die Bau-Deputation mußte da⸗ 
her ein anderes Projekt entwerfen und es ſoll nun 
der Abzugskanal in der Linie Birkenallee, Guſtav⸗ 
Adolf⸗ und Steinſtraße gelegt werden. Der Refe⸗ 
rent empfiehlt die Genehmigung dieſes Projektes und 
unter Abſetzung der für das erſte Projekt bewillig⸗ 
ten 110,400 Mk. die Koſten mit 108,000 Mk. 
zu bewilligen. 

Herr Domke glaubt, daß die Herſtellung 
eines Abzugskanals, wie derſelbe projektirt, nicht 
genügen würde, um volle Uebelſtände zu beſeitigen, 
beſonders würde ein ſolcher Kanal nicht ausreichen, 
das bei einem Wolkenbruch oder größerem Regen- 
guß anſtrömende Waſſer aufzunehmen. Wenn man 
bedenkt, daß eine ſolche ſicher nicht ausreichende An⸗ 
lage 108,000 Mark koſten ſoll, ſo müſſe man doch 
Bedenken tragen, eine ſo hohe Summe zu bewilli⸗ 
gen. Redner bringt noch andere Bedenken gegen 
das Projekt vor, ſo daß die Rentabilität nicht ge⸗ 
ſichert ſei und daß die Verunreinigung der Oder 
größer würde und beantragt ſchließlich, die Vorlage 
abzulehnen und erſt noch nähere Ermittelungen an⸗ 
zuſtellen. 

Herr Baurath Kruhl ſucht die von dem 
Vorredner geäußerten Bedenken gegen das Profekt 
zu widerlegen und ſucht nachzuweiſen, daß dieſelben 
theilweiſe auf Irrthümern beruhten. 

Herr Graßmann empfiehlt, die Worte des 
Herrn Domke zu beherzigen; auch er halte die Vor⸗ 
lage für gänzlich unreif. Der Kanal nützt ſo gut 
wie gar nichts. Bei der Anlage der ganzen Ka- 
naliſation ſei ganz verfehlt vorgegangen und des- 
halb zeigen ſich die vielen Uebelſtände; dieſelben 
laſſen ſich auch durch Anlegung eines großen Ent- 
wäſſerungskanals nicht beſettigen. Redner geht ſo⸗ 
dann näher auf das neue Projekt ein und ſucht 
nachzuweiſen, daß daſſelbe noch gänzlich unreif ſei 
und daß es beſſer wäre, abzuwarten, bis die Stadt 
Herr der Feſtungswerke wäre, dann ließen ſich be- 


fondern ziemlich gleichmäßig von Ende Mai 


trag des Herrn Domke zur Annahme. jbeitätigte ı 
noch J. überhaupt bei ihm geweſen ſei. E 


Herr Baurath Kruhl tritt nochmals für die 
Magiſtrats⸗Vorlage ein. Herr Domke erwidert 
darauf, daß die von ihm vorgeführten Bedenken 
durch die Ausführungen des Herrn Bauraths nicht 
widerlegt ſeien. 

Herr Dr. Wolff hält das vorliegende Pro⸗ 
jekt nicht für beſonders annehmbar, er ſieht aber 
keinen Ausweg und hält es, wie die Verhältniſſe 
liegen, für das Beſte, das Projekt zu genehmigen. 

Hierauf wird ein Schlußantrag angenommen 
und nach einem kurzen Schlußwort des Referenten 
die Vorlage des Magiſtrats angenommen. 

Die übrigen Gegenſtände der Tagesordnung 
erledigten ſich ohne Debatte. Zum Vorſteher und 
Waiſenrath für den 17. Stadtbezirk wurde Herr 
Zimmermeiſter Lüdtke und zum Mitgliede der 
22. Armen⸗-Kommiſſion Herr Klitzing gewählt. 
— Zur Vermiethung der 66 Fiſchdrewelſtellen auf 
3 Jahre vom 1. Januar d. J. ab für zuſammen 
396 M. Jahresmiethe (ſtatt bisher 442 M.) wird 
der Zuſchlag ertheilt. — Bewilligt werden: 60 M. 
bezw. 40 M. 92 Pf. pro Jahr Aufſtellungs⸗ und 
Unterhaltungekoſten für eine neue Laterne in der 
Zabelsdorferſtraße, 900 M. zur Regulirung des 
alten Theiles des Begräbnißplatzes bei Neu-Torney, 
1600 M. zur Beſchaffung und Anbringung einer 
Zenteſimalwaage für die Gas anſtalt, 360 M. an 
Kurkoſten für einen Alumnus des Jageteufelſchen 
Kollegiums und 3 M. pro Tag Remuneration für 
einen Hülfsarbeiter zur Vermehrung der Büreaukräfte 
der Stadt⸗Schul⸗Deputation, auch wird die Ab⸗ 
gabe eines Garderobezimmers der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung zum Zwecke der Kalkulatur genehmigt. 
— An Stelle der ausgeſchledenen Mitglieder, der 
Herren Fiſcher, Schröder und O. Schulz 
iſt die Neubeſetzung einiger Stellen in Deputation 
und Kommiſſion nöthig geworden, von dem Büreau 
ſind deshalb Vorſchläge gemacht und werden dieſel⸗ 
ben als angenommen betrachtet werden, wenn bis 
zur nächſten Sitzung kein Widerſpruch erfolgt. 

— Geſtern wurde die Leiche des ſeit Februar 
verſchwundenen Arbeiters Albert Siechmann 
aufgefunden. Derſelbe war damals am Dunzig 
unter die Eisdecke gerathen und ertrunken. 

— Der Militäranwärter Heinr. Wegner 
war vom 1. April 1881 ab als interimiſtiſcher 
Kaſernen⸗Inſpeltor zur Probedienſtleiſtung nach Swi⸗ 
nemünde kommandirt; ſchon nach 2 Monaten wurde 
er jedoch wieder entlaſſen, nachdem die vorgeſetzte 
Behörde von dem Kaſernen-Inſpektor Jäſchke 
einen Berlcht erhalten hatte, daß ſich W. nicht zum 
Subalternbeamten qualifizire. W., welcher 16 Jahre 
aktiv gedient hatte, ohne zu einer Klage Veran- 
laſſung gegeben zu haben, auch ſein Examen als 
Kaſernen-Inſpektor gut beſtanden hatte, glaubte an- 
nehmen zu müſſen, daß der Bericht des J. den 
thatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpreche und er 
ſandte deshalb im Februar und im März v. J. 
Beſchwerden an das königl. Miniſterium und als 
dieſe nicht den erwünſchten Erfolg hatten, erließ er 
am 31. März v. J. in Nr. 77 des Uſedom⸗Wolliner 
Kre sblatts ein Inſerat, in welchem er öffentlich 
um Beiſtand bat. Sowohl in dieſem Inſerat, wie 
in den beiden an das Kriegs-Mintſterium gerichteten 
Schreiben wurden Beleidigungen gegen die Vor- 
geſetzten gefunden und deshalb gegen W., zugleich 
aber auch gegen den Redakteur des Uſedom⸗Wol⸗ 
liner Kreisblattes, Herrn Bruno Fritz ſche, An⸗ 
klage wegen Beltidigung erhoben und ſtand in der 
geſtrigen Sitzung der Strafkammer des Landgerichts 
deshalb Termin an. Derſelbe endete mit Frei⸗ 
ſprechung des Fritzſche, während W. zu 60 Mark 
Geldſtrafe event. 6 Tagen Gefängniß verurtheilt 
wurde. 

Gegen einen Meſſerheld, den Kellner Karl 
Balzer aus Zeblitzfelde, wurde auf eine Gefäng⸗ 
nißſtrafe von 4 Monaten erkannt, weil er am 1. 
September v. J. 2 Perſonen durch Meſſerſtiche 
verwundet hat. 

Der „Schwarzkünſtler und Akrobat“ Guſt. 
Alb. Jul. Wolter, gen. Alten, welcher z. 3. 
eine wegen Nothzucht gegen ihn verhängte Zucht⸗ 
hausſtrafe verbußt, betrat demnächſt die Anklagebank, 
es konnte in die Verhandlung jedoch nicht einge- 
treten werden, da der Angeklagte wieder einmal 
Proben ſeiner „Kunſt“ ablegen wollte und den Ver⸗ 
ſuch machte, den wilden Mann zu ſpielen. Der 
Gerichtshof hatte jedoch kein Verlangen, dieſe Kunft- 
leiſtung zu bewundern, ſondern der Angeklagte wurde 
abgeführt und wird wohl bei ſeiner nächſten Vor⸗ 
führung ſeine wilden Eigenſchaften wieder abgelegt 
haben. 

Nur auf ſtrafbaren Eigennutz lautete die An⸗ 
klage, wegen der ſich demnächſt der frühere Hand⸗ 
tungsgehülfe, jetzige Malerlehrling Theodor Aug. 
Jahnke aus Danzig zu verantworten hatte, die 
Beweis aufnahme ergab jedoch eine jo raffinirte 
Handlung, zu welcher den Angeklagten jugendlicher 
Leichtfinn geführt hatte, daß die Anklage auch auf 
verſuchten Betrug ausgedehnt wurde. J. wohnte 
zu Anfang v. J. bierſelbſt bei einem Feuerwehr ⸗ 
mann, ſeine Finanzen ſtanden ſehr ſchlecht und da 
ſein Wirth bereits eine Forderung von 28 Mark 
hatte, verbot derſelbe dem Miether, die in die Woh; 
nung gebrachten Sachen eher fortzuſchaffen, als 
dieſe Schuld berichtigt ſei. J. fand jedoch einen 
Ausweg; am 24. Februar kam er in die Woh⸗ 


nung, als fein Wirth im Dienſt war, und erklärte F 


der anweſenden Frau des Letzteren, daß er die 


Schuld ſoeben an ihren Mann bezahlt hätte und 


nun ſeinem Auszuge nichts mehr im Wege ſtände. 
Trotzdem noch ein Freund des J. dieſe Angabe be- 
ſtätigte, ſchenklte die Frau derſelben keinen Glauben, 
beſtand vielmehr darauf, daß erſt ihr Mann nach 
Hauſe kommen ſolle, ehe die Sachen fortgenommen 


(würden. Nichts deſto weniger entfernte ſich J. mit 


es fi, daß weder die Schuld t 


nun Anzeige gemacht und in Folge deſſen gegen 
J. Anklage wegen ſtrafbaren Elgennutz erhoben, 
aber, wie ſchon bemerkt, dieſe Anklage geſtern a 
auf verſuchten Betrug ausgedehnt. Der Angeklagte 
war im vollen Umfange der Anklage geſtändig, 
ſuchte jedoch ſeine That mit jugendlichen Leichtſinn 
zu entſchuldigen. Mit Rückſicht auf die von dem 
Angeklagten entwickelte Raffinirlheit nahm der Ge- 
richtshof von der Auferlegung einer Geldstrafe Ab- 
ſtand und erkantſte auf 14 Tage Gefängniß. 

Es folgte noch eine Anklage wegen Verleitung 
zum Diebſtahl und Hehlerei gegen die Arbeiterfrau 
Karoline Bartſch geb. Kruſe aus Bredow. Am 
20. Dezember v. J. wurden der Arbeiterfrau 
Esperling in Bredow aus ihrer verſchloſſenen Stube 
30 Mark geſtohlen und lenkte ſich der Verdacht ſo⸗ 
fort auf die Schwägerin der Beſtohlenen, die Ar⸗ 
beiterfrau Biermann. Letztere geſtand auch 
ein, den Diebſtahl mittelſt Einſteigens und mit Be⸗ 
nützung falſcher Schlüffe ausgeführt zu haben, fie 
gab jedoch an, von der Bartſch dazu verleitet wor⸗ 
den zu ſein. Sie erzählte, Letztere habe die Frau 
Esperling aus der Wohnung gelockt und mit Eiern 
und Stullen bewirthet, während ſie ſelbſt den Dieb⸗ 
ſtahl ausgeführt und das Geld dann der Bartſch 
ausgehändigt habe. Gegen die Biermann mußte 
das Verfahren wegen Diebſtahl eingeſtellt werden, 
weil der nöthige Strafantrag fehlte. Dagegen 
wurde gegen Frau Bartſch Anllage wegen Verlei 
tung und Hehlerei eröffnet. Der Gerichtshof konnte 
der Ausſage der Biermann nicht ſo viel Glauben 
beimeſſen, um auf dies Zeugniß allein eine Verur⸗ 
teilung wegen Verleitung zum Diebſtahl auszu⸗ 
ſprechen, dagegen hielt er die Hehlerei für erwieſen 
und erkannte auf 1 Monat Gefängniß. 


— Der Poſtdampfer „Rhein“, Kapt. H. U 
F. Neynaber, vom Norddeutſchen Lloyd in Bremen, 
welcher am 15. April von Bremen abgegangen 
war, iſt am 28. April wohlbehalten in Newyorl 
angekommen. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Poſen, 1. Mai. Ein Erlaß der hieſigen Re⸗ 
gierung vom 27. April beſtimmt in Ergänzung des 
Erlaſſes vom 7. April betreffend die ausſchließlicht 
Anwendung der deutſchen Sprache bei Extheilung 
des katholiſchen Unterrichts in der Mittel- und Ober⸗ 
ſtufe der öffentlichen und Privatſchulen, daß dieſe 
Anordnung nur da in Kraft treten ſoll, wo die 
Kinder polniſcher Zunge in der Kenntniß der deut⸗ 
ſchen Sprache ſoweit eſchritten find, daß das 
richtige e au i der Unterweiſung in 
der deutſchen Sprache zu e Vi 


Wien, 1. Mal. Prinz Wibelm von Preußen 
kehrt mit dem Kaiſer am Mittwoch von dem unter- 
nommenen Jagdausflug zurück und reift am Don⸗ 
nerſtag mit dem Kronprinz Rudolf nach Prag, wo 
am Freitag große Parade ftattfindet. Am Sonn- 
abend wird Prinz Wilhelm nach Berlin zurück⸗ 
kehren. A 
Paris, 1. Mai. Das „Journal des De⸗ 
bats“ meint, wenn die Tripel⸗Allianz wirklich ein 4 
Defenſiv- Allianz wäre, ſel dieſelbe vol kommen un⸗ 
nütz, denn Frankreich wolle Niemand angreifen. 

Rom, 30. April. Der „Oſſervatore Ro“ 
mano“ veröffentlicht die anläßlich des jüngſten Ueber 
einkommens zwiſchen dem Vatikan und Rußland ſei⸗ 
tens des Papſtes verliehenen Auszeichnungen. Der 
Minifter des Auswärtigen von Giers und Graf 
Dimitry erhielten das Großkreuz des Plusordens. 


Auf vieljeitigen Wunſch wird 
Donnerstag, den 3. Mai, 
Abends 7 Uhr, 


eine Wiederholung der 


Wohlthätigkeils-Dileitanten- 
Vorstellung 


im Stabt- Theater ſtattfinden. 
Billet⸗Verlauf nur an der Theaterlaſſe: 
am Mittwoch von 10 bis 12 Uhr Vormittags und 
3—4 Ubr Nachmittags, 
am Donnerſtag von 11 bis 1 Ubr Vormittags und 
Abends von 6½ Uhr ab. 
1. Rang durchweg) 


{ 


Parquet Projcentum ) Mt. 3. 

Parquet | 
Parquet Loge ) Mk. 2.50. | 
2. Rang Ballon ) 

2. Rang Proſcenium) Mk. 1.50. 

2. Rang ) 

Sitz-⸗Parterre ) Mt. 1.25. 
Steh-Parterre M. 1. 

3. Rang M. 0,50. 


Kaſſenöffnung 6 ½ Uhr. | 

Die Netto-Einnahme dieſer Vorſtellung iſt aus- 

ſchließlich für die Armen Stettins beſtimmt. | 
Das Comité 

rau V. Webern. Gräfin Mue de Grals. 


Frau Sternberg. Brumm. v. Nameeke. 
Beelitz. 


Gm 2 BA ran 7 SEC eher 
Hiute Nacht entſchlief ſanft nach mehrjährigen | 
Leiden unſere geliebte Tochter Eltje. 
Grabow a. O., 1. Mai 1883. 
Alexander Malbranc u. Frau. 

Die Beerdigung findet Freitag, den 4., Vorm. 
10 uhr, nach dem riformirten Kirchhof ſtatt. 


